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79/20 - Kreis Coesfeld

3. Änderungssatzung zur Satzung „Allgemeine Vor-
schrift des Kreises Coesfeld zu § 11a Abs. 2 ÖPNVG 
NRW“ vom 23.06.2020

Aufgrund des § 5 Absatz 1 der Kreisordnung des Landes 
Nordrhein-Westfalen (KrO) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 646), der zu-
letzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 23. Januar 2018 
(GV. NRW. S. 90) geändert worden ist und § 50 Absatz 3 
KrO, zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 14. 
April 2020 (GV.NRW.S.218b), hat der Kreisausschuss des 
Kreises Coesfeld in seiner Sitzung am 10.06.2020 die fol-
gende Satzung beschlossen:

Artikel 1

Die Allgemeine Vorschrift des Kreises Coesfeld zu § 11a Ab-
satz 2 ÖPNVG NRW vom 22.06.2011 (Amtsblatt des Kreises 
Coesfeld Nr. 17/2011, S. 87), die zuletzt durch die 2. Ände-
rungssatzung vom 08.04.2019 (Amtsblatt des Kreises Co-
esfeld Nr. 10/2019, S. 65 f.) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert:
1.	 Ziffer 15 wird wie folgt gefasst: 
15 		 Übergangsregelung
Diese Satzung gilt für die weitere Abwicklung aller zum Zeit-
punkt der Aufhebung dieser Satzung (Ziffer 14) bereits be-
gonnenen Bewilligungsverfahren jeweils bis zum Abschluss 
dieser Bewilligungsverfahren durch bestandskräftigen end-
gültigen Bewilligungsakt fort. 
Darüber hinaus haben Betreiber, die vor Aufhebung dieser 
Satzung (Ziffer 14) die eigenwirtschaftliche Erbringung von 
Verkehren im Geltungsbereich dieser Satzung beantragt 
haben und denen auf dieser Grundlage entsprechende per-
sonenbeförderungsrechtliche Genehmigungen bzw. einst-
weilige Erlaubnisse einschließlich Anschlusserlaubnisse 
von der Bezirksregierung Münster als zuständiger Genehmi-
gungsbehörde erteilt wurden bzw. werden, für die gewährten 
(Rest-)Laufzeiten dieser Genehmigungen bzw. einstweiligen 
(Anschluss-)Erlaubnisse einen Anspruch auf Weiterleitung 
ihres Anteils an der Ausbildungsverkehrspauschale nach 
Maßgabe der Satzung. Die Satzung gilt insoweit für die vor-
stehend genannten (Rest-)
Laufzeiten fort. 
Bei der weiteren Anwendung der Satzung während des vor-
stehend beschriebenen Übergangszeitraums wird die je-
weils geltende Gesetzeslage beachtet.

Artikel 2

Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01.01.2017 in Kraft. 
Nach dem Beschluss des Kreistages vom 29.03.2017 sollte 
die Satzung für Verkehre im Geltungsbereich der Satzung, 
für die ein Antrag auf eigenwirtschaftliche Erbringung bereits 
vor Aufhebung der Satzung bei der zuständigen Genehmi-
gungsbehörde gestellt worden ist, fortgelten. Dies soll durch 
diese 3. Änderungssatzung klargestellt werden. Sollte sich 
die entsprechende rückwirkende Anpassung der Satzung 
im Nachgang als unwirksam herausstellen, dann tritt diese 
Satzung spätestens am Tag nach ihrer Bekanntmachung in 
Kraft. 

Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht.
Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Kreisordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (KrO NRW) gegen diese Satzung 
nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht 
mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn,

a)	 eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-
geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt,

b)	 diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden,

c)	 der Landrat hat den Satzungsbeschluss vorher bean-
standet oder

d)	 der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem 
Kreis vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt.

Coesfeld, den 23.06.2020

Kreis Coesfeld
Der Landrat
gez. Dr. Schulze Pellengahr

80/20 – Kreis Coesfeld

Neufassung der Satzung des Wasser- und Bodenver-
bandes Stever Senden

Inhaltsverzeichnis

§ 1	 Name, Sitz, Rechtsform

§ 2	 Verbandsgebiet

§ 3	 Aufgabe

§ 4	 Unternehmen, Plan

§ 5	 Mitgliedschaft, Mitgliederverzeichnis

§ 6	 Verbandsorgane

§ 7	 Zusammensetzung und Wahl des Ausschusses

§ 8	 Amtszeit der Ausschussmitglieder

§ 9	 Zuständigkeit des Ausschusses

§ 10	 Sitzung des Ausschusses

§ 11	 Beschlüsse im Ausschuss

§ 12	 Zusammensetzung und Wahl des Vorstandes

§ 13	 Amtszeit der Vorstandsmitglieder

§ 14	 Aufgaben des Vorstandes

§ 15	 Aufgaben des Verbandsvorstehers

§ 16	 Sitzungen des Vorstandes

§ 17	 Haushaltsplan

§ 18	 Rechnungslegung und Prüfung

§ 19	 Entlastung des Vorstandes

§ 20	 Pflichten im Interesse der Gewässerunterhaltung

§ 21	 Benutzen der Grundstücke durch das Unternehmen
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§ 22	 Verbandsbeiträge, Einnahmen

§ 23	 Beitragsverhältnis, Beitragsmaßstab

§ 24	 Ermittlung der Erschwernisse, Vorteile und Verteilung 
der Lasten

§ 25	 Hebeliste

§ 26	 Hebung

§ 27	 Auskunfts- / Verschwiegenheitspflicht

§ 28	 Ordnungsrecht

§ 29	 Änderung der Satzung

§ 30	 Satzungsänderung durch die Aufsichtsbehörde

§ 31	 Verbandsschau, Schaubeauftragte

§ 32	 Öffentliche Bekanntmachungen

§ 33	 Aufsichtsbehörde

§ 34	 Informationsrecht der Aufsichtsbehörde

§ 35	 Zustimmung zu Geschäften

§ 36	 Inkrafttreten

§ 1
Name, Sitz, Rechtsform

(1)	Der Wasser- und Bodenverband führt den Namen Was-
ser- und Bodenverband „Stever Senden“.

(2)	Er hat seinen Sitz in Senden, Kreis Coesfeld. 

(3)	Der Verband ist eine Körperschaft des öffentlichen 
Rechts im Sinne des Gesetzes über Wasser- und Bo-
denverbände (Wasserverbandsgesetz–WVG) vom 
12.02.1991 (BGBl. I S. 405) in der jeweils geltenden 
Fassung. Er dient dem öffentlichen Interesse und dem 
Nutzen seiner Mitglieder. Er verwaltet sich im Rahmen 
des Gesetzes selbst.

§ 2
Verbandsgebiet

(1)	Das Verbandsgebiet umfasst das oberirdische Einzugs-
gebiet der Gewässer
-	 Stever von der Einmündung Kleuterbach bis L 551
-	 Rinnbach (Dümmer)
-	 Wortbach
-	 Helmerbach

(2)	Die Grenze des Verbandsgebietes ergibt sich aus der als 
Anlage zur Satzung beigefügten Übersichtskarte.

§ 3
Aufgabe

(1)	Der Verband hat zur Aufgabe,

1.	 sonstige Gewässer im Sinne des Wassergesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen (Landeswasser-
gesetz-LWG) vom 08. Juli 2016 – GV NW S. 559 - in 
der jeweils gültigen Fassung zu unterhalten,

2.	 sonstige Gewässer auszubauen, soweit schädliche 
Gewässerveränderungen nach § 3 Nr. 10 des WHG 
es erfordern und nicht schon eine Pflicht zum Aus-
gleich der Wasserführung nach § 66 des LWG be-
steht.

(2)	Der Verband kann darüber hinaus gegen Kostenerstat-
tung

1.	 Sonstige Gewässer im Verbandsgebiet ausbauen, 
soweit sie dem sachlichen Nutzen der Mitglieder die-
nen,

2.	 Flächen, Anlagen und Gewässer zum Schutze des 
Naturhaushalts, erhalten und unterhalten.

	 In diesem Fall hat der Verband eine öffentlich-recht-
liche Vereinbarung mit dem Antragsteller zu schlie-
ßen, in dem u.a. die Einzelheiten der Kostenerstat-
tung geregelt werden.

§ 4
Unternehmen, Plan

(1)	Unternehmen des Verbandes sind alle Maßnahmen, Ar-
beiten und Ermittlungen, die der Erfüllung seiner Aufga-
ben an den (Gewässer 2. Ordnung und) sonstigen Ge-
wässern, Grundstücken und Anlagen dienen.

(2)	Der Umfang des Unternehmens ergibt sich aus dem 
Plan (Beschreibung, Zeichnung, Nachweis, etc.) der je-
weiligen Aufgabe.

§ 5
Mitgliedschaft, Mitgliederverzeichnis

(1)	Mitglieder des Verbandes sind:

1.	 Gruppe A (Erschwerer): Die Eigentümer und Erb-
bauberechtigten von Grundstücken und Anlagen, die 
die Unterhaltung über die bloße Beteiligung am na-
türlichen Abflussvorgang hinaus erschweren,

2.	 Gruppe B (Gewässereigentümer und Anlieger): Die 
Gewässereigentümer, die Erbbauberechtigten und 
die Anlieger der vom Verband zu unterhaltenden 
(Gewässer 2. Ordnung und der) sonstigen Gewässer 
und Ufergrundstücke (Gewässereigentümer und An-
lieger) und die Eigentümer von Grundstücken, deren 
Grundstücke durch eine gemeinschaftliche Anlage 
entwässert werden, oder aus einer anderen Maßnah-
me Vorteile haben,

3.	 Gruppe C (Gemeinden und Städte): Die Gemeinden 
Senden, Ascheberg, Nottuln und die Stadt Lüding-
hausen mit ihren im Verbandsgebiet liegenden Flä-
chen als seitliches Einzugsgebiet der zum Verbands-
gebiet gehörenden Gewässer.

(2)	Die auf die jeweiligen Gruppenmitglieder gemäß Abs. 1 
entfallenden Mitglieder werden in einem Mitgliederver-
zeichnis geführt.

§ 6
Verbandsorgane

Der Verband hat einen Verbandsausschuss und einen Ver-
bandsvorstand.
 

§ 7
Zusammensetzung und Wahl des Ausschusses

(1)	Der Verbandsausschuss hat 13 Mitglieder, die ehrenamt-
lich tätig sind:



Seite 140	 Amtsblatt des Kreises Coesfeld	 Nr. 26/2020

1.	 Gruppe A	 (Erschwerer) 
		  1 Mitglied,

2.	 Gruppe B	 (Gewässereigentümer/
		  Vorteilhabende)	

	 7 Mitglieder,

3.	 Gruppe C	 (Gemeinde und Stadt)	
	 5 Mitglieder.

	 In der Gruppe C entfallen auf

	 die Gemeinde Senden 4,
	 die Stadt Lüdinghausen 1.

Eine persönliche Stellvertretung findet nicht statt.

(2)		 Die Verbandsmitglieder wählen die Mitglieder des 
Verbandsausschusses mit Ausnahme der Aus-
schussmitglieder und des stellvertretenden Mitglieds 
der Gruppe C, das von der jeweiligen Stadt oder 
Gemeinde benannt wird. Die auf die Gruppen A und 
B entfallenden Mitglieder werden jeweils aus deren 
Mitte gewählt. Für diese beiden Gruppen ist ein Er-
satzmitglied zu wählen. Vorstandsmitglieder können 
nicht dem Ausschuss angehören.

(3)		 Der Vorsteher lädt die wahlberechtigten Verbandsmit-
glieder der Gruppen A und B durch Bekanntmachung 
nach § 32 der Satzung mit mindestens einwöchiger 
Frist zur Ausschusswahl. Ferner ist die Aufsichtsbe-
hörde zu laden. Die Mitgliederversammlung ist ohne 
Rücksicht auf die Zahl der anwesenden Verbands-
mitglieder beschlussfähig. Hierauf ist in der Bekannt-
machung der Einladung hinzuweisen.

(4)		 Der Vorsteher leitet die Wahl.

(5)		 Jedes an der Wahl teilnehmende Mitglied hat eine 
Stimme.

(6)		 Miteigentümer und um das Grundeigentum streiten-
de Personen sind stimmberechtigt. Sie können ihr 
Stimmrecht nur einheitlich ausüben.

(7)		 Jedes Verbandsmitglied der Gruppen A und B hat 
das Recht, selbst oder durch einen von ihm zu be-
vollmächtigenden Vertreter mitzustimmen. Der Vor-
steher kann die Vorlage einer schriftlichen Vollmacht 
fordern.

(8)		 Die Wahl erfolgt durch Handzeichen. Auf Antrag 
eines Mitgliedes erfolgt die Wahl durch geheime Ab-
stimmung.

(9)		 Gewählt ist, wer die Mehrheit der abgegebenen, gül-
tigen Stimmen der anwesenden Verbandsmitglieder 
erhält. Bei der Ermittlung der Anzahl der Stimmen 
werden Enthaltungen und ungültige Stimmen nicht 
mitgezählt. Kommt eine Mehrheit nicht zustande, ist 
ein zweiter Wahlgang durchzuführen. Bei erneuter 
Stimmengleichheit entscheidet das vom Vorsteher zu 
ziehende Los.

(10)	 Über die Wahl ist eine Niederschrift anzufertigen. 
Diese ist vom Vorsteher und einem Teilnehmer zu 
unterschreiben und zu den Akten zu nehmen. Eine 
Durchschrift erhält die Aufsichtsbehörde.

§ 8
Amtszeit der Ausschussmitglieder

(1)	Die Amtszeit des Verbandsausschusses beträgt fünf 
Jahre. Sie endet am 31. Dezember des fünften Jahres 
nach der Wahl.

(2)	Ausscheidende Mitglieder bleiben bis zum Amtsantritt 
der neuen Mitglieder im Amt.

(3)	Scheidet ein Ausschussmitglied vor Ablauf der Amtszeit 
aus, so tritt das für diese Gruppe gewählte bzw. benann-
te Ersatzmitglied für den Rest der Amtszeit an dessen 
Stelle.

(4)	Scheidet das Ersatzmitglied aus, so ist von der Mit-
gliederversammlung ein neues Ersatzmitglied für die 
Gruppen A und B zu wählen; für die Gruppe C ist es 
zu benennen. Scheidet ein Ausschussmitglied und das 
Ersatzmitglied dieser Gruppe aus, ist bei der nächsten 
Mitgliederversammlung eine Neuwahl für beide Ämter 
durchzuführen. Für die Gruppe C erfolgt in diesem Fall 
eine Neubenennung.

§ 9
Zuständigkeit des Verbandsausschusses

(1)	Der Verbandsausschuss ist für alle Angelegenheiten des 
Wasser- und Bodenverbandes zuständig, soweit in die-
ser Satzung nicht etwas Anderes bestimmt ist. Dem Aus-
schuss obliegt insbesondere:

1.	 Wahl und Abberufung der Vorstandsmitglieder sowie 
ihrer Stellvertreter,

2.	 Beschlussfassung über die Änderung des Unterneh-
mens, des Planes oder der Aufgaben sowie über die 
Grundsätze der Geschäftspolitik,

3.	 Beschlussfassung über die Satzungsänderung und 
über die Auflösung des Verbandes,

4.	 Wahl der Schaubeauftragten,

5.	 Festsetzung des Haushaltsplanes sowie des Nach-
tragshaushaltsplanes und der Veranlagungsrichtli-
nien,

6.	 Aufnahme von Darlehen,

7.	 Festsetzung der Art und der Höhe der zu erhebenden 
Beiträge,

8.	 Entlastung des Vorstandes,

9.	 Festsetzung von Grundsätzen für Dienst- und Anstel-
lungsverhältnisse, Aufwandsentschädigungen und 
von Vergütungen für Vorstandsmitglieder und Mitglie-
der des Verbandsausschusses,

10.	Beschlussfassung über Rechtsgeschäfte zwischen 
Vorstandsmitgliedern und dem Verband,

11.	Entscheidung über die Durchführung eines Klagever-
fahrens,

12.	Vergabe von Arbeiten und Aufträgen, soweit nicht die 
Zuständigkeit des Vorstandes gegeben ist,

13.	Delegation von Aufgaben an einen Förderverband.

(2)	Der Ausschuss kann unbeschadet seiner Rechte nach 
§ 9 Abs. 1 einzelne Entscheidungen seines Zuständig-
keitsbereiches auf den Vorstand oder den Verbandsvor-
steher übertragen.

§ 10
Sitzung des Ausschusses
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(1)	Der Verbandsvorsteher lädt den Verbandsausschuss 
nach Bedarf, mindestens jedoch einmal im Jahr zur Sit-
zung ein. Unabhängig hiervon ist auf Antrag von 1/3 der 
Ausschussmitglieder vom Vorsteher eine Sitzung einzu-
berufen.

(2)	Der Verbandsvorsteher lädt die Ausschussmitglieder und 
die Aufsichtsbehörde mit mindestens einwöchiger Frist 
zu den Sitzungen und teilt die Tagesordnung mit. In drin-
genden Fällen bedarf es keiner Frist, in der Ladung ist 
darauf hinzuweisen.

(3)	Wer an der Teilnahme verhindert ist, teilt dies unverzüg-
lich dem Stellvertreter mit. Der Verbandsvorsteher ist 
ebenfalls zu benachrichtigen.

(4)	Die Sitzungen sind nicht öffentlich. Der Verbandsvorste-
her kann die Öffentlichkeit herstellen, wenn die anwe-
senden Ausschussmitglieder nicht widersprechen.

(5)	Der Verbandsvorsteher leitet die Sitzung. Er hat kein 
Stimmrecht.

(6)	Der Verbandsvorsteher unterrichtet den Vorstand über 
das Ergebnis der Ausschusssitzung.

(7)	Vorstandsmitglieder dürfen an der Ausschusssitzung teil-
nehmen. Sie haben Rederecht.

§ 11
Beschlüsse im Ausschuss

(1)	Der Ausschuss fasst seine Beschlüsse mit der einfachen 
Mehrheit der gültigen Stimmen der anwesenden Aus-
schussmitglieder. Beschlüsse

1.	 gemäß § 74 LWG NRW und

2.	 zu Ausbaumaßnahmen, die einer Plangenehmigung 
oder Planfeststellung bedürfen und ein voraussicht-
liches Kostenvolumen von mehr als 10.000,00 € um-
fassen,

bedürfen der Mehrheit von 2/3 der gültigen Stimmen.

(2)	Jedes Mitglied hat nur eine Stimme. Bei der Ermittlung 
der Anzahl der gültigen Stimmen werden Enthaltungen 
und ungültige Stimmen nicht mitgezählt.

(3)	Der Ausschuss ist beschlussfähig, wenn mehr als die 
Hälfte der Mitglieder anwesend ist und form- und frist-
gerecht geladen wurde. Ohne Rücksicht auf die Zahl der 
anwesenden Ausschussmitglieder ist er beschlussfähig, 
wenn bei der Ladung mitgeteilt wurde, dass ohne Rück-
sicht auf die Zahl der anwesenden Ausschussmitglieder 
beschlossen wird.

(4)	Die Beschlüsse sind in einer Niederschrift festzuhalten, 
die vom Vorsteher und einem Ausschussmitglied zu un-
terschreiben ist. Eine Durchschrift erhält die Aufsichtsbe-
hörde.

§ 12
Zusammensetzung und Wahl des Vorstandes

(1)	Der Verbandsvorstand besteht aus einem Verbandsvor-
steher, seinem Stellvertreter und 4 weiteren Vorstands-
mitgliedern.

(2)	Die Vorstandsmitglieder werden vom Verbandsaus-
schuss gewählt. Für jedes Vorstandsmitglied mit Aus-
nahme des Verbandsvorstehers und seines Vertreters ist 
ein Vertreter zu wählen. Die Stellvertretung ist persönlich 

und bei der Wahl festzulegen.  Ausschussmitglieder kön-
nen nicht zu Vorstandsmitgliedern gewählt werden. Das 
Wahlergebnis ist der Aufsichtsbehörde mitzuteilen.

(3)	Die Vorstandsmitglieder sind ehrenamtlich tätig.

(4)	Der Verbandsausschuss kann eine Regelung zu einer 
jährlichen Aufwandsentschädigung der Vorstandsmit-
glieder festlegen. Dies bedarf der Genehmigung der Auf-
sichtsbehörde.

§ 13
Amtszeit der Vorstandsmitglieder

(1)	Die Vorstandsmitglieder werden für die Dauer von fünf 
Jahren gewählt. Die Amtszeit endet jeweils am 31. De-
zember des fünften Jahres nach der Wahl.

(2)	Ausscheidende Vorstandsmitglieder bleiben bis zum 
Amtsantritt der neuen Mitglieder im Amt.

(3)	Scheidet ein Vorstandsmitglied vor Ablauf der Amtszeit 
aus, tritt der für ihn gewählte Vertreter an seine Stelle. 
Für ihn ist ein neuer Stellvertreter zu wählen.

(4)	Scheidet ein stellvertretendes Vorstandsmitglied aus, 
ohne dass das von ihm zu vertretende Vorstandsmitglied 
ausgeschieden ist, ist ein neuer Stellvertreter zu wählen.

§ 14
Aufgaben des Vorstandes

(1)	Der Vorstand erledigt alle Geschäfte, zu denen nicht 
durch Gesetz oder Satzung der Verbandsausschuss 
oder der Verbandsvorsteher verpflichtet sind. Dazu ge-
hören insbesondere

1.	 Aufstellung des jährlichen Unterhaltungsplanes, 

2.	 Aufstellung von Übersichten gemäß § 74 LWG NRW,

3.	 Vergabe von Aufträgen bis zu 15.000,00 € für die 
Durchführung von Aufgaben gemäß § 3 der Satzung,

4.	 Aufstellung des Haushaltsplanes und seiner Nachträ-
ge sowie der Jahresrechnung und der Veranlagungs-
richtlinien,

5.	 Schadensersatzverfahren zu führen,

6.	 Entscheidungen über ein vor einem Klageverfahren 
durchzuführendes Rechtsmittelverfahren zu treffen,

7.	 Vorbereitung der Beschlüsse des Ausschusses.

(2)	Der Vorstand kann Entscheidungen seines Zuständig-
keitsbereiches auf den Verbandsvorsteher übertragen.

§ 15
Aufgaben des Verbandsvorstehers

(1)	Der Verbandsvorsteher führt den Vorsitz im Vorstand 
und im Ausschuss, soweit geltendes Recht nicht eine 
andere Regelung vorsieht.

(2)	Der Verbandsvorsteher vertritt den Verband gerichtlich 
und außergerichtlich. Erklärungen, durch die der Ver-
band verpflichtet werden soll, bedürfen der Schriftform; 
sie sind nach Maßgabe der für den jeweiligen Fall gel-
tenden Regelung von dem oder den Vertretungsberech-
tigten zu unterzeichnen. Wird für ein Geschäft ein Bevoll-
mächtigter bestellt, so bedarf die Vollmacht der Form des 
Satzes zwei. Ist eine Erklärung gegenüber dem Verband 
abzugeben, ist sie dem Verbandsvorsteher oder dessen 
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Stellvertreter gegenüber auszusprechen. Hat der Ver-
band einen Geschäftsführer, kann sie auch ihm gegen-
über abgegeben werden.

(3)	Der Verbandsvorsteher übt die Dienstaufsicht über die 
Bediensteten des Verbandes aus, einschließlich ihrer 
Einstellung und Entlassung. Einstellung und Entlassung 
bedürfen der Zustimmung des Vorstandes.

(4)	Alle einfachen Geschäfte der laufenden Verwaltung gel-
ten im Namen des Ausschusses bzw. des Vorstandes als 
auf den Verbandsvorsteher übertragen, soweit nicht der 
Ausschuss oder der Vorstand sich für einen bestimmten 
Kreis von Geschäften der laufenden Verwaltung oder für 
einen Einzelfall die Entscheidung vorbehalten.

(5)	Der Verbandsvorsteher unterrichtet den Vorstand in an-
gemessenen Zeitabständen und den Ausschuss minde-
stens einmal im Jahr über seine Geschäfte.

(6)	Der Verbandsvorsteher beruft nach Bedarf, mindestens 
aber alle fünf Jahre, eine Mitgliederversammlung ein, um 
die Verbandsmitglieder über die Angelegenheiten des 
Verbandes zu unterrichten.

(7)	Der Verbandsvorsteher hat insbesondere die Aufgabe,

1.	 Art und Umfang der Unterhaltungsarbeiten im Rah-
men der Veranschlagung im Haushaltsplan und der 
Beschlüsse des Vorstands im einzelnen festzulegen,

2.	 Aufträge zur Erfüllung der Aufgaben nach § 3 bis zur 
Höhe von 5.000,00 € pro Auftrag zu vergeben,

3.	 Beschlüsse des Verbandsausschusses und des Ver-
bandsvorstandes auszuführen,

4.	 Beitragsbescheide zu erlassen,

5.	 Säumniszuschläge zu erheben,

6.	 Ein Mitgliederverzeichnis zu führen.

§ 16
Sitzungen des Vorstandes

(1)	Der Verbandsvorsteher lädt die Vorstandsmitglieder mit 
mindestens einwöchiger Frist zu den Sitzungen und teilt 
die Tagesordnung mit. In dringenden Fällen bedarf es 
keiner Frist. In der Ladung ist darauf hinzuweisen. Zu 
den Sitzungen ist die Aufsichtsbehörde einzuladen.

(2)	Wer an der Teilnahme verhindert ist, teilt dieses unver-
züglich seinem Stellvertreter mit. Der Verbandsvorsteher 
ist ebenfalls zu benachrichtigen.

(3)	Die Sitzungen sind nicht öffentlich. Der Verbandsvorste-
her kann die Öffentlichkeit herstellen, wenn die anwe-
senden Vorstandsmitglieder nicht widersprechen.

(4)	Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens 2/3 
seiner Mitglieder anwesend sind und form- und fristge-
recht geladen wurde. Ohne Rücksicht auf die Zahl der 
anwesenden Vorstandsmitglieder ist er beschlussfähig, 
wenn zum zweiten Mal wegen derselben Tagesord-
nungspunkte geladen wurde oder wenn bei der Ladung 
wegen der Dringlichkeit der Entscheidung mitgeteilt wor-
den ist, dass ohne Rücksicht auf die Zahl anwesenden 
Vorstandsmitglieder beschlossen werden kann.

(5)	Der Vorstand beschließt mit einfacher Mehrheit der gül-
tigen Stimmen der anwesenden Vorstandsmitglieder. 
Jedes Vorstandsmitglied hat eine Stimme. Bei Stimmen-
gleichheit gibt die Stimme des Verbandsvorstehers den 
Ausschlag.

(6)	Über die Sitzung des Vorstandes ist eine Niederschrift zu 
fertigen, die mindestens enthalten muss:

a)	 Tag und Ort der Sitzung,

b)	 Namen der anwesenden Mitglieder,

c)	 Wortlaut der gefassten Beschlüsse.

§ 17
Haushaltsplan

(1)	Für alle Einnahmen und Ausgaben des Verbandes ist für 
jedes Haushaltsjahr ein ausgeglichener Haushaltsplan – 
jeweils für die einzelnen Aufgabenbereiche – aufzustel-
len. Bei Bedarf sind auch Nachtragshaushaltspläne auf-
zustellen. Der Haushaltsplan und seine Nachträge sind 
der Aufsichtsbehörde vorzulegen. Der Haushaltsplan be-
darf hinsichtlich des Gesamtbetrages der vorgesehenen 
Kreditaufnahmen der Genehmigung der Aufsichtsbehör-
de.

(2)	Haushaltsjahr ist das Kalenderjahr.

(3)	Sämtliche Einnahmen des Verbandes dürfen, soweit sie 
keine andere Zweckbestimmung haben, nur verwendet 
werden, um die Ausgaben zu bestreiten und die Verbind-
lichkeiten abzudecken.

(4)	Nicht planmäßige Ausgaben, die im Haushaltsplan nicht 
oder noch nicht festgesetzt sind, können, sofern der Ver-
band dazu verpflichtet ist oder wenn durch einen Auf-
schub erhebliche Nachteile zu befürchten sind, durch 
den Verbandsvorsteher angewiesen werden. Die An-
weisung ist vom Verbandsvorsteher und einem weiteren 
Vorstandsmitglied zu unterzeichnen. Der Vorstand stellt 
für die nicht planmäßigen Ausgaben unverzüglich einen 
Nachtragshaushalt auf und legt ihn dem Ausschuss zur 
Beschlussfassung vor. Als Anlage ist dem Haushaltsplan 
eine Aufstellung über Rücklagen und eine Übersicht über 
den Schuldenstand des Verbandes beizufügen.

§ 18
Rechnungslegung und Prüfung

(1)	Der Vorstand stellt in der ersten Hälfte des neuen Haus-
haltsjahres die Jahresrechnung über alle Einnahmen 
und Ausgaben des vergangenen Haushaltsjahres ge-
mäß dem Haushaltsplan auf.

(2)	Alle Rechnungen und Belege über Einnahmen und Aus-
gaben sind von zwei vom Ausschuss zu bestimmenden 
Ausschussmitgliedern zu überprüfen. Die zu benen-
nenden Ausschussmitglieder unterliegen dem Rotations-
prinzip. Jedes Ausschussmitglied darf höchstens in zwei 
aufeinanderfolgenden Jahren benannt werden.

(3)	Die benannten Ausschussmitglieder haben das Prüfer-
gebnis in einer Niederschrift festzuhalten und dem Aus-
schuss bekannt zu geben.

(4)	Die abschließende Prüfung erfolgt durch eine vom Aus-
schuss zu benennende Prüfstelle.

(5)	Die Prüfstelle ist mit folgender Prüfung zu beauftragen:

a)	 Einhaltung des Haushaltsplanes,

b)	 Inhalt und sachliche Begründung der Rechnungsbe-
träge,

c)	 Einhaltung der haushaltsrechtlichen Vorschriften,
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d)	 Einhaltung der Vorschriften über Verwaltung und 
Nachweis des Vermögens und der Schulden.

(6)	Die Prüfstelle leitet ihren Prüfbericht dem Verbandsvor-
steher und der Aufsichtsbehörde zu.

 
§ 19

Entlastung des Vorstandes

Der Verbandsvorsteher legt die Haushaltsrechnung und den 
Prüfbericht dem Ausschuss vor. Dieser beschließt über die 
Entlastung des Vorstandes.

§ 20
Pflichten im Interesse der Gewässerunterhaltung

(1)	Ufergrundstücke dürfen nur so bewirtschaftet und gestal-
tet werden, dass die Unterhaltung der Verbandsgewäs-
ser nicht beeinträchtigt oder unzumutbar erschwert wird.

(2)	Die vom Verband Beauftragten sind jederzeit berechtigt, 
die im Verbandsgebiet gelegenen Grundstücke zu betre-
ten und zu benutzen, soweit dies für die Durchführung 
der Verbandsaufgaben erforderlich ist. Das Betreten 
und Benutzen von gewerblichen Betriebsgrundstücken, 
Gartengrundstücken und sonstigen mit Einfriedigungen 
versehenen und verschlossenen Grundstücken ist vor-
her anzukündigen. Dies gilt nicht für landwirtschaftlich 
genutzte Grundstücke. Entstehen durch das Benutzen 
der Grundstücke dem Betroffenen unmittelbare Vermö-
gensnachteile, kann er einen Ausgleich verlangen.

(3)	Als Weide genutzte Grundstücke, die an Gewässern lie-
gen, sind einzuzäunen. Der Zaun muss mindestens ei-
nen Abstand von 80 cm zur oberen Böschungskante ha-
ben. Für andere Einfriedigungen und Anlagen im Sinne 
der Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(BauO NW) können andere Abstände zugelassen wer-
den. Viehtränken, Übergänge und ähnliche Anlagen sind 
so zu unterhalten, dass sie das Verbandsunternehmen 
nicht behindern.

(4)	Der Abstand von Ackerflächen oder sonstigen intensiv 
landwirtschaftlich genutzten Flächen zum Gewässer 
muss mindestens 100 cm  zur oberen Böschungskante 
betragen.

(5)	Die Anlieger haben zu dulden, dass die Ufer bepflanzt 
werden. Sie sind hierzu vorher anzuhören. Bepflan-
zungen durch die Anlieger sind nur in Abstimmung mit 
dem Verband zulässig. Die Aufsichtsbehörde ist über die 
geplanten Maßnahmen zu informieren.

(6)	Die Eigentümer der Anliegergrundstücke sind verpflich-
tet, das oberhalb der Böschung abgelagerte Räumgut zu 
verwerten, zu beseitigen bzw. beseitigen zu lassen.

(7)	Das Räumgut ist bis zum 1. November eines jeden Jah-
res zu beseitigen. Der Verbandsvorsteher kann im Ein-
zelfall die Frist verlängern.

(8)	Der Ausschuss kann Sonderregelungen bezüglich der 
Räumgutbeseitigung beschließen. 

(9)	Die Inhaber von Rechten und Befugnissen haben zu dul-
den, dass die Ausübung vorübergehend behindert oder 
unterbrochen wird, soweit es zur Durchführung des Ver-
bandsunternehmens erforderlich ist.

§ 21
Benutzen der Grundstücke durch das Unternehmen

(1)	Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten des Gewäs-
sers und seine Anlieger haben die zur Durchführung 
des Verbandsunternehmens erforderlichen Arbeiten und 
Maßnahmen am Gewässer und auf den Ufergrundstü-
cken zu dulden. Insbesondere haben sie zu dulden, dass 
der Verband oder deren Beauftragte die Grundstücke 
betreten oder vorübergehend benutzen.

(2)	Die Anlieger und Hinterlieger haben das Einebnen des 
Aushubs auf ihren Grundstücken zu dulden, soweit da-
durch die bisherige Nutzung nicht dauernd beeinträchtigt 
wird.

§ 22
Verbandsbeiträge, Einnahmen

(1)	Die Mitglieder haben dem Verband die Beiträge zu lei-
sten, die zur Erfüllung seiner Aufgaben und Verbindlich-
keiten und zu einer ordentlichen Haushaltsführung erfor-
derlich sind.

(2)	Die Beiträge bestehen aus Geldleistungen (Geldbeiträ-
ge) und Sachleistungen (Sachbeiträge der Gruppe B).

(3)	Einnahmen des Verbandes sind auch Leistungen Dritter, 
wie z.B. Fördermittel.

(4)	Die Beiträge werden getrennt für Unterhaltungs- und 
Ausbaumaßnahmen erhoben.

§ 23
Beitragsverhältnis, Beitragsmaßstab

(1)	Die Aufwendungen des Verbandes gemäß § 3 Nr. 1 wer-
den einschließlich der Verwaltungskosten auf die bei-
tragspflichtigen Mitglieder umgelegt.

(2)	Der Geldbetrag der Erschwerer (Gruppe A) wird auf die 
einzelnen Erschwerer nach dem Maße der Erschwernis 
für die Gewässerunterhaltung umgelegt.

(3)	Für die Ermittlung des Geldbeitrags der Gruppe C gilt:
Der Beitrag der Gruppe A wird vom Gesamtaufwand abge-

zogen. Wenn der Sachbeitrag der Mitglieder der Gruppe 
B monetär bewertet und im Haushaltsplan berücksichtigt 
wird, ist er ebenso abzuziehen. Der verbleibende Betrag 
ist der Geldbeitrag der Mitglieder der Gruppe C.

(4)	Der Geldbeitrag der Mitglieder der Gruppe C für die 
Unterhaltung der Gewässer wird auf die einzelnen Mit-
gliedsgemeinden nach dem Verhältnis der Flächenin-
halte der Grundstücke im seitlichen Einzugsgebiet der 
vom Verband zu unterhaltenden Gewässer aufgeteilt.

(5)	 a) Der Geldbetrag für den Gewässerausbau im Sinne 
des § 3 Abs. 1 der Veranlasser wird insgesamt vorab 
als vom Hundertsatz des Gesamtaufwands festge-
setzt und auf die einzelnen Veranlasser nach dem 
Maße ihrer Veranlassung umgelegt.

b) Der nach Abzug der Beiträge gem. § 23 Abs. 5a ver-
bleibende Rest des Aufwands wird auf die Mitglieder 
nach § 5 Abs. 1 umgelegt. Die Gewässeranlieger 
haben entsprechend ihrem Vorteil aufgrund des Aus-
baus und einer angemessenen Berücksichtigung ih-
rer Belastbarkeit Beiträge zu erbringen. Art und Höhe 
dieser Beiträge sind vom Verbandsausschuss festzu-
legen.

c) Der nach Abzug des Kostenanteils der Veranlasser 
und der Gewässeranlieger verbleibende Aufwands-
rest wird auf die beteiligten Mitgliedsgemeinden gem. 
§ 69 Abs. 2 in Verbindung mit  § 64 Abs 1 LWG NRW 
aufgeteilt.
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§ 24
Ermittlung der Erschwernisse, Vorteile und Verteilung 

der Lasten

Für die Verteilung der Verbandslasten und die Berechnung 
der Verbandsbeiträge sind vom Vorstand Veranlagungsrich-
tlinien zu erstellen, in denen die Einzelheiten zur Ermittlung 
der Beiträge bestimmt werden. Die Richtlinien sind vom Aus-
schuss zu beschließen.

§ 25
Hebeliste

(1)	Der Verbandsvorsteher stellt im Einvernehmen mit dem 
Vorstand die Beiträge, die die Mitglieder nach dem Haus-
haltsplan oder nach den Verpflichtungen des Verbandes 
aufzubringen haben, nach dem Beitragsverhältnis und 
den Veranlagungsrichtlinien in einer Hebeliste fest.

(2)	Die Hebeliste ist durch den Verbandsausschuss zu be-
schließen.

(3)	Die Hebeliste kann auf Verlangen an einer vom Ver-
bandsvorstand zu benennenden Stelle eingesehen wer-
den.

§ 26
Hebung

(1)	Der Verband erhebt die Verbandsbeiträge auf der Grund-
lage des für ihn geltenden Beitragsmaßstabes durch Bei-
tragsbescheide. Im Beitragsbescheid sind mindestens 
anzugeben:

a)	 der geschuldete Betrag,

b)	 die Bankverbindung des Zahlungsempfängers und

c)	 die Fälligkeit.

(2)	Gegen den Beitragsbescheid kann innerhalb eines Mo-
nats nach Zugang Klage vor dem zuständigen Verwal-
tungsgericht erhoben werden. Das zuständige Gericht 
ist in der Rechtsmittelbelehrung zu benennen. Dies gilt 
vorbehaltlich der Verpflichtung, ein Vorverfahren durch-
zuführen.

(3)	Für nicht rechtzeitig geleistete Beitragszahlungen kön-
nen Säumniszuschläge erhoben werden.

(4)	Das Rechtsmittel hat keine aufschiebende Wirkung.

§ 27
Auskunfts- / Verschwiegenheitspflicht

(1)	Die Verbandsmitglieder sind verpflichtet, dem Verband 
auf Verlangen Auskünfte, die für die Beurteilung der mit 
der Mitgliedschaft verbundenen Rechte und Pflichten er-
heblich sind, zu erteilen.

(2)	Vorstandsmitglieder, Mitglieder des Verbandsausschus-
ses und andere Personen, die über die Verbandsge-
schäfte informiert sind oder informiert wurden, haben 
über die ihnen bekanntwerdenden oder bekanntgewor-
denen Tatsachen und Rechtsverhältnisse Stillschweigen 
zu bewahren. Im Übrigen bleiben die Vorschriften des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) über die Ver-
schwiegenheit unberührt.

§ 28
Ordnungsrecht

(1)	Die Mitglieder des Verbandes haben die auf Gesetz und 
Satzung beruhenden Anordnungen zur Durchführung 
des Verbandsunternehmens zu befolgen.

(2)	Kommen sie den Anordnungen nicht innerhalb der ge-
setzten Frist nach, so ist der Verband zu Ersatzvornah-
men oder zur Verhängung eines Zwangsgeldes berech-
tigt. Das Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) und das 
Verwaltungsvollstreckungsgesetz (VwVG) finden An-
wendung.

§ 29
Änderung der Satzung

(1)	Zuständig für Beschlüsse über Änderungen der Satzung 
ist der Verbandsausschuss.

(2)	Für Beschlüsse zur Änderung der Satzung ist die Mehr-
heit der Stimmen der anwesenden Ausschussmitglieder 
erforderlich. Bei der Ermittlung der Anzahl der gültigen 
Stimmen werden Enthaltungen und ungültige Stimmen 
nicht mitgezählt.

(3)	Änderungen des § 3 der Satzung bedürfen der Mehrheit 
von 3/4 der gültigen Stimmen der anwesenden Mitglie-
der.

(4)	Die Änderung der Satzung bedarf einer Genehmigung 
der Aufsichtsbehörde. Sie ist von der Aufsichtsbehörde 
öffentlich bekanntzumachen.

§ 30
Satzungsänderung durch die Aufsichtsbehörde

Die Aufsichtsbehörde kann die Änderung der Satzung for-
dern. Kommt der Verband dieser Forderung innerhalb einer 
bestimmten Frist nicht nach, kann die Aufsichtsbehörde die 
Satzung ändern.

§ 31
Verbandsschau, Schaubeauftragte

(1)	Die Verbandsgewässer und sonstige zum Verbandsun-
ternehmen gehörende Anlagen sind, soweit erforderlich, 
einmal im Jahr zu schauen.

(2)	Die Verbandsschau wird durch Beauftragte des Ver-
bandes (Schaubeauftragte) durchgeführt.

(3)	Der Verbandsvorsteher bestimmt Zeit und Ort der Ver-
bandsschau. Die Schaubeauftragten, die Aufsichtsbe-
hörde sowie Städte und Gemeinden mit Gebietsanteilen 
am Verbandsgebiet sind mit zweiwöchiger Frist zu laden. 
Der Verbandsvorsteher kann weitere Personen zulas-
sen.

(4)	Das Ergebnis der Verbandsschau ist in einer Nieder-
schrift festzuhalten. Diese ist vom Verbandsvorsteher 
und einem Schaubeauftragten zu unterzeichnen und der 
Aufsichtsbehörde zur Kenntnis zu geben.

 
(5)	Die Verbandsschau kann entfallen, wenn die Aufsichts-

behörde eine Schau der Gewässer durchführt. In diesem 
Fall sind die Termine für die Schau zwei Wochen vorher 
durch die Aufsichtsbehörde öffentlich bekanntzumachen. 
Der Vertreter der Aufsichtsbehörde hält das Ergebnis 
der Schau in einer Niederschrift fest. Diese ist vom Ver-
bandsvorsteher mit zu unterzeichnen und gilt auch als 
Niederschrift der Verbandsschau.

(6)	In Absprache mit der Aufsichtsbehörde veranlasst der 
Verbandsvorsteher die Beseitigung der festgestellten 
Mängel.
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§ 32
Öffentliche Bekanntmachungen

(1)	Die Bekanntmachungen des Verbandes sind unter An-
gabe der Bezeichnung des Verbandes vom Vorsteher 
oder dessen Stellvertreter zu unterzeichnen. Bekannt-
gemacht wird in ortsüblicher Weise in den Gemeinden, 
in deren Gebiet zum Verband gehörende Grundstücke 
liegen.

(2)	Für die Bekanntmachung längerer Urkunden genügt die 
Bekanntmachung des Ortes, an dem die Urkunden ein-
gesehen werden können.

(3)	Erschwerer, die außerhalb der zum Verband gehörenden 
Gemeinden wohnen, können schriftlich informiert wer-
den.

§ 33
Aufsichtsbehörde

Der Verband unterliegt der Rechtsaufsicht durch den Land-
rat des Kreises Coesfeld.

§ 34
Informationsrecht der Aufsichtsbehörde

(1)	Die Aufsichtsbehörde ist auf Verlangen über die Angele-
genheiten des Verbandes zu unterrichten. Ihr ist Einblick 
in die Unterlagen des Verbandes zu gewähren.

(2)	Die Aufsichtsbehörde ist unter Angabe der Tagesord-
nung zu den Sitzungen der Verbandsorgane einzuladen. 
Ihrem Vertreter ist auf Verlangen das Wort zu erteilen.

 
§ 35

Zustimmung zu Geschäften

(1)	Für die folgenden Geschäfte ist die Zustimmung der Auf-
sichtsbehörde erforderlich:

1.	 zur unentgeltlichen Veräußerung von Vermögensge-
genständen,

2.	 zur Aufnahme von Darlehen, die über 5.000,00 € hi-
nausgehen,

3.	 zur Übernahme von Bürgschaften, zu Verpflich-
tungen aus Gewährverträgen und zur Bestellung von 
Sicherheiten,

4.	 zu Rechtsgeschäften mit einem Vorstandsmitglied 
einschließlich der Vereinbarung von Vergütungen, 
soweit sie über den Ersatz von Aufwendungen hi-
nausgehen. 

(2)	Die Zustimmung ist auch zu Rechtsgeschäften erforder-
lich, die einem der in Abs. 1 genannten Geschäfte wirt-
schaftlich gleichkommen.

(3)	Zur Aufnahme von Kassenkrediten genügt die allgemei-
ne Zustimmung mit Begrenzung auf einen Höchstbetrag. 
In Abgrenzung zum Darlehen im Sinne von § 35 Abs. 1 
Nr. 2 dienen Kassenkredite zum Ausgleich kurzfristiger 
Liquiditätsschwankungen.

(4)	Die Zustimmung gilt als erteilt, wenn die Aufsichtsbehör-
de nicht innerhalb eines Monats auf die schriftliche An-
zeige des Verbandes ihre Zustimmung versagt. Die Frist 
kann in Einzelfällen um einen Monat verlängert werden.

§ 36
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung im 
Amtsblatt für den Kreis Coesfeld in Kraft. Gleichzeitig tritt 
die Satzung vom 26.05.2011 (im Amtsblatt Ausgabe 14/2011 
vom 15.06.2011 veröffentlicht) außer Kraft.

Die vom Ausschuss des Wasser- und Bodenverbandes Ste-
ver Senden in seiner Sitzung am 22.06.2020 beschlossene 
Satzung wird gemäß § 58 Wasserverbandsgesetz (WVG) 
vom 12.02.1991 (BGBl. I. S. 405) in der jeweils geltenden 
Fassung aufsichtsbehördlich genehmigt und hiermit gemäß 
§§ 58 und 67 WVG öffentlich bekanntgemacht.

Coesfeld, den 01.07.2020	

Kreis Coesfeld
Der Landrat
als untere staatliche Verwaltungsbehörde
Im Auftrag
gez. Mollenhauer
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81/20 – Kreis Coesfeld

Bekanntmachung gemäß § 10 des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (BImSchG) und § 19 des Gesetzes über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)

Die SL Windenergie GmbH, Voßbrinkstraße 67, 45966 Glad-
beck, hat mit Antrag vom 10.03.2020 eine Genehmigung zur 
Errichtung und zum Betrieb von drei Windenergieanlagen 
des Typs E-103 EP2 mit einer Nennleistung von 2.350 kW, 
einer Nabenhöhe von 138,38 m und einer Gesamthöhe von 
189,88 m auf den Grundstücken Gemarkung Beerlage, Flur 
10, Flurstücke 32, 34 (WEA 1), Flur 10, Flurstück 29 (WEA 
2), Flur 8, Flurstück 18 (WEA 3) beantragt. 

Das beantragte Vorhaben bedarf einer Genehmigung ge-
mäß den Vorschriften der 4. Verordnung zur Durchführung 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über 
genehmigungsbedürftige Anlagen) und des Bundes-Immis-
sionsschutzgesetzes (BImSchG). 

Für das Vorhaben wird auf Antrag der Antragstellerin nach 
§ 7 Absatz 3 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeits-
prüfung (UVPG) eine Umweltverträglichkeitsprüfung durch-
geführt. Ein entsprechender UVP-Bericht wurde vorgelegt.

Das Vorhaben wird hiermit gemäß § 10 BImSchG in Ver-
bindung mit §§ 8 und 9 der Verordnung über das Geneh-
migungsverfahren (9. BImSchV) und § 19 UVPG öffentlich 
bekannt gemacht. 

Die drei Anlagen sollen im 2. Quartal 2021 in Betrieb genom-
men werden, sofern die Genehmigung für die Errichtung und 
den Betrieb erteilt wird.

Der Genehmigungsantrag sowie die dazugehörigen Unter-
lagen und Gutachten einschließlich der Umweltverträglich-
keitsuntersuchung (UVP-Bericht) liegen nach der Bekannt-
machung einen Monat – vom 24.07.2020 bis einschließlich 
24.08.2020 – während der allgemeinen Dienststunden zur 
Einsicht bei folgenden Behörden aus:

1.	 Stadt Billerbeck, Raum 5 bzw. 7, Markt 1, 48727 Bil-
lerbeck;

2.	 Kreisverwaltung Coesfeld, Abt. 70-Umwelt, Raum 
218, Friedrich-Ebert-Str. 7, 48653 Coesfeld.

Zur Sicherstellung der aktuell einzuhaltenden Hygiene-
maßnahmen im Zusammenhang mit der Corona/Covid 
19-Pandemie vereinbaren Bürgerinnen und Bürger, die 
persönlich in die ausliegenden Unterlagen Einsicht neh-
men möchten, dazu bitte vorab einen Termin unter fol-
genden Kontakten:

-	 Für die Stadt Billerbeck: Frau Nachbar, Tel.: 
02543/7364 oder per Email: bauleitplanung@bil-
lerbeck.de

-	 Für die Kreisverwaltung Coesfeld: Frau Le-
vers, Tel.: 02541/18 7148, oder Herr Geburek, 
Tel.: 02541/18 7110 oder per Email: immissions-
schutz@kreis-coesfeld.de

Eine persönliche Einsicht in die Unterlagen während der 
Dienststunden wird auf jeden Fall ermöglicht.

Die ausgelegten Antragsunterlagen enthalten folgende ent-
scheidungserhebliche Unterlagen über die Umweltauswir-
kungen des Vorhabens: 

- 	 Gutachterlicher UVP-Bericht gemäß § 4e der 9. BIm-
SchV

- 	 Herstellerangaben zu Schallemissionen und Schall-
reduzierungsmaßnahmen der Anlagen sowie eine 
Schallimmissionsprognose

-	 Gutachterliche Schattenwurfprognose und Herstelle-
rangaben zum Schattenwurfab-schaltmodul

-	 Darstellung und Beurteilung zur optischen Wirkung 
der Anlagen

- 	 Gutachterliche Artenschutzprüfung
- 	 Landschaftspflegerischer Begleitplan
-	 Herstellerangaben zum Umgang mit wassergefähr-

denden Stoffen
- 	 usw.

Der UVP-Bericht und die oben genannten Unterlagen sind 
auf der Homepage der Kreisverwaltung Coesfeld unter 
http://umwelt.kreis-coesfeld.de zugänglich gemacht. Das 
Vorhaben wird zudem über das zentrale UVP-Portal des 
Landes NRW unter www.uvp-verbund.de unter dem Such-
begriff „WP Billerbeck“ bekannt gemacht.

Einwendungen gegen das Vorhaben können vom 24.07.2020 
bis einschließlich 24.09.2020 bei den vorgenannten Behör-
den schriftlich und bei der Kreisverwaltung Coesfeld gemäß 
§ 3a Verwaltungsverfahrensgesetz NRW auch elektronisch 
unter dem Betreff „Einwendung WP Billerbeck“ vorgebracht 
werden (post@kreis-coesfeld.de, weitere Informationen fin-
den Sie hierzu unter www.kreis-coesfeld.de/elektronische-
kommunikation.html).
Die Einwendungen sollen die volle leserliche Anschrift (in 
Blockschrift) des Einwenders tragen. 
Mit Ablauf dieser Frist sind für das Genehmigungsverfahren 
alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonde-
ren privatrechtlichen Titeln beruhen (Präklusionswirkung). 
Dies gilt nicht für ein sich anschließendes Gerichtsverfahren.

Die Einwendungsschreiben werden an den Antragsteller 
sowie an die am Verfahren beteiligten Behörden, deren 
Aufgabenbereich von Einwendungen berührt wird, zur Stel-
lungnahme weitergegeben. Auf Verlangen des Einwenders 
werden dabei Name und Anschrift unkenntlich gemacht, 
soweit die Angaben nicht zur Beurteilung des Inhaltes der 
Einwendung erforderlich sind.

Sofern Einwendungen erhoben werden, werden diese ge-
mäß § 10 Absatz 4 Nr. 3 und Absatz 6 BImSchG – auch bei 
Ausbleiben der Antragsteller oder von Personen, die fristge-
recht Einwendungen erhoben haben – in einem besonderen 
Erörterungstermin erörtert. 

Der Erörterungstermin ist vorgesehen für den 09.11.2020, 
ab 09:00 Uhr, im Großen Sitzungssaal der Kreisverwaltung 
Coesfeld, Friedrich-Ebert-Str. 7, 48653 Coesfeld. Die Erörte-
rung kann bei Bedarf fortgesetzt werden. 

Sollte der Termin nicht oder an einem anderen Termin statt-
finden, wird dies rechtzeitig vorher öffentlich bekannt ge-
macht.

Der Erörterungstermin ist öffentlich. Ein Recht zur Teilnahme 
haben neben den Vertretern der beteiligten Behörden der 
Antragsteller und diejenigen, die rechtzeitig bei den Ausle-
gungsstellen Einwendungen erhoben haben. Sonstige Per-
sonen können als Zuhörer am Termin teilnehmen, sofern 
genügend freie Plätze zur Verfügung stehen. 

Die Entscheidung über den Genehmigungsantrag wird allen 
Einwendern schriftlich zugestellt. Die Zustellung kann durch 
eine öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden.
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Coesfeld, den 10.07.2020

Kreis Coesfeld
Der Landrat
70.1-2020/0284
Im Auftrag
gez. Geburek

82/20 – Kreis Coesfeld

Bekanntmachung gemäß § 10 des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (BImSchG) und § 19 des Gesetzes über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)

Die Westwind Projektierungs GmbH & Co. KG, Brinkstraße 
25, 27245 Kirchdorf, hat mit Antrag vom 28.08.2019 eine Ge-
nehmigung zur Errichtung und zum Betrieb von zwei Winde-
nergieanlagen des Typs GE 5.3-158 mit einer Nennleistung 
von je 5.300 kW, einer Nabenhöhe von je 161 m und einer 
Gesamthöhe von je 240 m in der Gemeinde 48308 Senden 
an den Standorten Gemarkung Bösensell, Flur 17, Flurstück 
3 (WEA 1) und Flurstück 18 (WEA 2) beantragt. 

Das beantragte Vorhaben bedarf einer Genehmigung ge-
mäß den Vorschriften der 4. Verordnung zur Durchführung 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über 
genehmigungsbedürftige Anlagen – 4. BImSchV) und des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG). 

Für das Vorhaben wird auf Antrag der Antragstellerin nach 
§ 7 Absatz 3 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeits-
prüfung (UVPG) eine Umweltverträglichkeitsprüfung durch-
geführt. Ein entsprechender UVP-Bericht wurde vorgelegt. 

Das Vorhaben wird hiermit gemäß § 10 BImSchG in Ver-
bindung mit §§ 8 und 9 der Verordnung über das Geneh-
migungsverfahren (9. BImSchV) und § 19 UVPG öffentlich 
bekannt gemacht. 

Sofern die beantragte Genehmigung für die Errichtung und 
den Betrieb erteilt wird, sollen die beiden Anlagen sobald wie 
möglich errichtet und in Betrieb genommen werden.

Der Genehmigungsantrag sowie die dazugehörigen Unter-
lagen und Gutachten einschließlich der Umweltverträglich-
keitsuntersuchung (UVP-Bericht) liegen nach der Bekannt-
machung einen Monat – vom 24.07.2020 bis einschließlich 
24.08.2020 – während der allgemeinen Dienststunden zur 
Einsicht bei folgenden Behörden aus:

3.	 Gemeindeverwaltung Senden, Fachbereich IV 
Planen, Bauen und Umwelt, Zimmer 304, Mün-
sterstraße 30, 48308 Senden;

4.	 Kreisverwaltung Coesfeld, Abt. 70-Umwelt, Raum 
218, Friedrich-Ebert-Str. 7, 48653 Coesfeld.

Zur Sicherstellung der aktuell einzuhaltenden Hygiene-
maßnahmen im Zusammenhang mit der Corona/Covid 
19-Pandemie vereinbaren Bürgerinnen und Bürger, die 
persönlich in die ausliegenden Unterlagen Einsicht neh-
men möchten, dazu bitte vorab einen Termin unter fol-
genden Kontakten:

-	 für die Gemeinde Senden: Herr Bolle, Tel.: 
02597/699 334 oder per E-Mail: bauleitplanung@
senden-westfalen.de;

-	 für die Kreisverwaltung Coesfeld: Frau Kram-
pe, Tel.: 02541/18 7146, oder Herr Geburek, Tel.: 
02541/18 7110, oder per E-Mail: immissions-
schutz@kreis-coesfeld.de.

Eine persönliche Einsicht in die Unterlagen während der 
Dienststunden wird auf jeden Fall ermöglicht.

Die ausgelegten Antragsunterlagen enthalten unter ande-
rem folgende entscheidungserhebliche Unterlagen über die 
Umweltauswirkungen des Vorhabens: 

- 	 Gutachterlicher UVP-Bericht gemäß § 4e der 9. 
BImSchV zur Ermittlung aller Umweltauswirkungen 
des Vorhabens mit integriertem Landschaftspflege-
rischen Begleitplan

-	 Herstellerangaben zu Schallemissionen und Schall-
reduzierungsmaßnahmen der Anlagen sowie eine 
gutachterlich erstellte Schallimmissionsprognose

-	 Gutachterliche Schattenwurfprognose und Herstelle-
rangaben zur Vermeidung von Schattenwurf und zum 
Schattenwurfabschaltmodul

-	 Darstellung und Beurteilung zur optisch bedrän-
genden Wirkung der Anlagen

- 	 Herstellerangaben zum Abfallanfall und zur Abfallent-
sorgung. 

-	 Herstellerangaben zum Umgang mit wassergefähr-
denden Stoffen

- 	 Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag und faunistische 
Erfassungen 

Der UVP-Bericht und die ausgelegten Unterlagen sind auf 
der Homepage der Kreisverwaltung Coesfeld unter http://
umwelt.kreis-coesfeld.de zugänglich gemacht. Das Vorha-
ben wird zudem über das zentrale UVP-Portal des Landes 
NRW unter http://www.uvp-verbund.de unter dem Suchbe-
griff „WP Senden“ bekannt gemacht.

Einwendungen gegen das Vorhaben können vom 24.07.2020 
bis einschließlich 24.09.2020 bei den vorgenannten Behör-
den schriftlich und bei der Kreisverwaltung Coesfeld gemäß 
§ 3a Verwaltungsverfahrensgesetz NRW auch elektronisch 
unter dem Betreff „Einwendung WP Senden“ vorgebracht 
werden (post@kreis-coesfeld.de, weitere Informationen fin-
den Sie hierzu unter www.kreis-coesfeld.de/elektronische-
kommunikation.html). 
Die Einwendungen sollen die volle leserliche Anschrift (in 
Blockschrift) des Einwenders tragen. 
Mit Ablauf dieser Frist sind für das Genehmigungsverfahren 
alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonde-
ren privatrechtlichen Titeln beruhen (Präklusionswirkung). 
Dies gilt nicht für ein sich anschließendes Gerichtsverfahren.

Die Einwendungsschreiben werden an den Antragsteller so-
wie an die am Verfahren beteiligten Behörden, deren Aufga-
benbereich von den Einwendungen berührt wird, zur Stel-
lungnahme weitergegeben. Auf Verlangen des Einwenders 
werden dabei Name und Anschrift unkenntlich gemacht, 
soweit die Angaben nicht zur Beurteilung des Inhaltes der 
Einwendung erforderlich sind.

Sofern Einwendungen erhoben werden, werden diese ge-
mäß § 10 Absatz 4 Nr. 3 und Absatz 6 BImSchG – auch bei 
Ausbleiben der Antragsteller oder von Personen, die fristge-
recht Einwendungen erhoben haben – in einem besonderen 
Erörterungstermin erörtert. 

Der Erörterungstermin ist vorgesehen für den 18.11.2020, 
ab 9:00 Uhr im Bürgersaal im Rathaus der Gemeinde Sen-
den, Münsterstraße 30, 48308 Senden. Die Erörterung kann 
bei Bedarf fortgesetzt werden. 

Sollte der Termin nicht oder an einem anderen Termin statt-
finden, wird dies rechtzeitig vorher öffentlich bekannt ge-
macht.

Der Erörterungstermin ist öffentlich. Ein Recht zur Teilnahme 
haben neben den Vertretern der beteiligten Behörden der 
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Antragsteller und diejenigen, die rechtzeitig bei den Ausle-
gungsstellen Einwendungen erhoben haben. Sonstige Per-
sonen können als Zuhörer am Termin teilnehmen, sofern 
genügend freie Plätze zur Verfügung stehen. 

Die Entscheidung über den Genehmigungsantrag wird allen 
Einwendern schriftlich zugestellt. Die Zustellung kann durch 
eine öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden.

Coesfeld, den 10.07.2020

Kreis Coesfeld
Der Landrat
70.1-2019/0646
Im Auftrag
gez. Geburek

83/20 – Kreis Coesfeld

Neubildung des Jugendhilfeausschusses des Kreises 
Coesfeld

Der Jugendhilfeausschuss (JHA) wird nach der Kommu-
nalwahl 2020, die am 13. September stattfinden wird, neu 
konstituiert. Die im Bereich des Kreises Coesfeld wirkenden 
und anerkannten Träger der freien Jugendhilfe werden auf 
ihr Vorschlagsrecht gem. § 71 Abs. 1 Ziff. 2 SGB VIII – Kin-
der- und Jugendhilfegesetz – in Verbindung mit dem Aus-
führungsgesetz zum Kinder- und Jugendhilfegesetz NRW 
(AG-KJHG NW) und § 4 Abs. 2 der Satzung für das Kreisju-
gendamt hingewiesen.

Die freien Träger der Jugendhilfe haben mindestens 12 
Personen als stimmberechtigte Mitglieder und deren 
Stellvertreter*innen des JHA vorzuschlagen. Ziel ist es, ein 
paritätisches Verhältnis von Frauen und Männern bei der 
Besetzung zu erhalten.

Aus diesen Vorschlägen wählt der Kreistag 6 stimmberech-
tigte Mitglieder und ihre persönlichen Stellvertreter*innen im 
JHA für die Wahlzeit des Kreistages aus.

Bei der Ernennung sind die Vorschläge der Wohlfahrtsver-
bände entsprechend der Bedeutung ihrer Arbeit für die Ju-
gendhilfe im Bereich des Kreises angemessen zu berück-
sichtigen.

Zum stimmberechtigten Mitglied des JHA kann nur gewählt 
werden, wer auch – aufgrund persönlicher Voraussetzungen 
- dem Kreistag angehören könnte. Die/der zu Wählende 
muss u.a. also mindestens das 18. Lebensjahr vollendet ha-
ben und seinen Hauptwohnsitz seit mindestens 3 Monaten 
im Bereich des Kreisjugendamtes haben. 

Ihre Vorschläge richten Sie bitte schriftlich bis spätestens 
10.09.2020 an: 
Kreis Coesfeld
Jugendamt
Frau Benson
48651 Coesfeld

Frau Benson steht Ihnen auch für Rückfragen (Telefon 
02541/185235, E-Mai: yvonne.benson@kreis-coesfeld) zur 
Verfügung.

Coesfeld, den 02.07.2020

Kreis Coesfeld
Der Landrat
Jugendamt 
Im Auftrag
gez. Tübing

84/20 – Kreis Coesfeld

Fischerprüfungen im November/Dezember 2020

Der Prüfungsausschuss für Fischerprüfungen des Kreises 
Coesfeld wird am 

Montag	 16.11.2020
Dienstag	 17.11.2020
Mittwoch	 18.11.2020
Donnerstag	 19.11.2020
Montag	 23.11.2020
Dienstag	 24.11.2020
Mittwoch 	 25.11.2020
Donnerstag	 26.11.2020
Montag	 30.11.2020
Dienstag	 01.12.2020
Mittwoch	 02.12.2020
Donnerstag	 03.12.2020
Montag	 07.12.2020
		

Fischerprüfungen durchführen.

Interessenten, die an der Fischerprüfung teilnehmen wollen 
und das 13. Lebensjahr vollendet haben, können sich beim 
Kreis Coesfeld, Abteilung 32 - Sicherheit und Ordnung, - Un-
tere Fischereibehörde -, Schützenwall 18, 48653 Coesfeld, 
schriftlich anmelden.

Anmeldeschluss ist der 19.10.2020.

Es wird darauf hingewiesen, dass Lehrgänge zur Vorbe-
reitung auf die Fischerprüfung in verschiedenen Orten 
des Kreises Coesfeld durchgeführt werden. Näheres kann 
bei der Unteren Fischereibehörde Coesfeld, Telefon: 0 25 
41/18-32 11, erfragt werden.

Coesfeld, den 13.07.2020

Kreis Coesfeld	
Der Landrat
Abteilung 32
Sicherheit und Ordnung
- Untere Fischereibehörde -
Im Auftrag
gez. Terlisten

85/20 - Kreis Coesfeld

Bekanntmachung gem. § 5 Abs. 2 des Gesetzes über 
die Umweltverträglich-keitsprüfung – UVPG – zur Anla-
ge eines naturnahen Kleingewässers in der Gemarkung 
Beerlage in Billerbeck

Herr Antonius Jelkmann, Temming 20 in Billerbeck beab-
sichtigt in der Gemarkung Beerlage in Billerbeck ein natur-
nahes Kleingewässer anzulegen.
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Die Planung sieht die Ausgestaltung eines naturnahen Ge-
wässers inklusive der dafür typischen naturnahen Struk-
turen vor. Die Größe der Gewässerfläche beträgt inklusive 
der Röhrichtbereiche etwa 1.900 m² und richtet sich nach 
den Anforderungen an die optimale Ausgestaltung der na-
turnahen Strukturen.

Es handelt sich bei der geplanten Maßnahme um einen Ge-
wässerausbau. Hierfür ist gem. § 68 WHG Abs. 2 WHG eine 
Genehmigung erforderlich. Gem. § 5 Abs. 1 UVPG ist zu 
prüfen, ob für dieses Vorhaben eine Umweltverträglichkeits-
prüfung durchgeführt werden muss.
Im Rahmen eines solchen Verfahrens (Screening) wurde 
festgestellt, dass eine Umweltverträglichkeitsprüfung nicht 
erforderlich ist, da erhebliche nachteilige Umweltauswir-
kungen offensichtlich ausgeschlossen werden können.
Es wird darauf hingewiesen, dass diese Feststellung nicht 
selbstständig anfechtbar ist (§ 5 Abs. 3 UVPG).

Coesfeld, den 15.07.2020

Kreis Coesfeld
Der Landrat 
Im Auftrag
gez. Meyer

86/20 - Kreis Coesfeld

Bekanntmachung gem. § 5 Abs. 2 des Gesetzes über 
die Umweltverträglich-keitsprüfung – UVPG – zur Er-
richtung einer Flachwasserzone an einem Gewässer im 
Naturschutzgebiet Höven

Die Wirtschaftsbetriebe Kreis Coesfeld GmbH beabsichtigen 
eine Flachwasserzone an einem Gewässer im Naturschutz-
gebiet Höven zu errichten.
Dazu soll eine Flachwasserzone am Rand der vorhandenen 
Tonagrabung auf einer ehemaligen Ackerfläche vergößert 
werden. Es soll ein Artenschutzgewässer für Amphibien ent-
stehen und die Ansiedlung von Schilf- und Röhrichtzonen im 
Naturschutzgebiet Höven gefördert werden.

Es handelt sich bei der geplanten Maßnahme um einen Ge-
wässerausbau. Hierfür ist gem. § 68 WHG Abs. 2 WHG eine 
Genehmigung erforderlich. Gem. § 5 Abs. 1 UVPG ist zu 
prüfen, ob für dieses Vorhaben eine Umweltverträglichkeits-
prüfung durchgeführt werden muss.
Im Rahmen eines solchen Verfahrens (Screening) wurde 
festgestellt, dass eine Umweltverträglichkeitsprüfung nicht 
erforderlich ist, da erhebliche nachteilige Umweltauswir-
kungen offensichtlich ausgeschlossen werden können.
Es wird darauf hingewiesen, dass diese Feststellung nicht 
selbstständig anfechtbar ist (§ 5 Abs. 3 UVPG).

Coesfeld, den 15.07.2020

Kreis Coesfeld
Der Landrat 
Im Auftrag
gez. Meyer

87/20 – Stadt Dülmen

Tagesordnung für die Sitzung des Wahlausschusses 
der Stadt Dülmen am 30.07.2020

Am Donnerstag, 30.07.2020, 18:15 Uhr, findet im Sitzungs-
saal des Rathauses eine Sitzung des Wahlausschusses mit 
folgender Tagesordnung statt:

Tagesordnung

I. Öffentliche Sitzung

TOP	 Bezeichnung

1.	 Entscheidung über die Zulassung der Wahlvorschläge 
für die Kommunalwahlen am 13.09.2020 

	 hier: Amt des Bürgermeisters

2.	 Entscheidung über die Zulassung der Wahlvorschläge 
für die Kommunalwahlen am 13.09.2020

	 hier: Vertretung der Gemeinde

3.	 Mitteilungen der Ausschussvorsitzenden und der Bürger-
meisterin

4.	 Anfragen von Ausschussmitgliedern

Hinweis:
Ohne Anerkennung eines Rechtsanspruches können in-
teressierte Einwohner der Stadt Dülmen die Vorlagen des 
öffentlichen Teils für diese Sitzung auf der Homepage der 
Stadt Dülmen (www.duelmen.de/1538.html) unter der Ru-
brik Rathaus | Politik | Ratsinformationssystem einsehen 
oder bis zum Sitzungstag bei der Infothek des Bürgerbüros 
(geöffnet montags bis donnerstags von 08:00 bis 18:00 Uhr 
und freitags von 08:00 bis 13:00 Uhr) kostenfrei erhalten.

Dülmen, den 08.07.2020

Stadt Dülmen
Die Bürgermeisterin
i.V.
gez. Noelke
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88/20 – Stadt Dülmen

Öffentliche Bekanntmachung

1.)	90. Änderung des Flächennutzungsplanes für den Be-
reich „Linnertstraße“ in der Gemarkung Dülmen – Stadt

2.)	 I. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 232 „Linnertstra-
ße, Teil III“

	 hier: Genehmigung / Satzungsbeschluss

zu 1.)
	 Die Bezirksregierung Münster hat mit Verfügung vom 

26.06.2020. Az.: 35.02.01.300-004/2020.0001 die von 
der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Dülmen am 
18.06.2020 beschlossene 90. Änderung des Flächennut-
zungsplanes der Stadt Dülmen für den Bereich „Linnerts-
traße“ genehmigt.

	 Die 90. Änderung des Flächennutzungsplanes wird mit 
der Bekanntmachung dieser Genehmigung gemäß § 6 
Abs. 5 Baugesetzbuch (BauGB) vom 03.11.2017 (BGBl. 
I S. 3634) in der zurzeit geltenden Fassung wirksam.

zu 2.)
	 Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Dülmen 

hat in ihrer Sitzung am 18.06.2020 die I. Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 232 „Linnertstraße, Teil III“ in der 
Gemarkung Dülmen-Stadt gemäß § 10 Baugesetzbuch 
(BauGB) vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634) in der zurzeit 
geltenden Fassung als Satzung beschlossen.

	 Dieser Beschluss wird hiermit gemäß § 10 Abs. 3 BauGB 
ortsüblich bekannt gemacht. Mit dieser Bekanntmachung 
tritt die I. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 232 „Lin-
nertstraße, Teil III“ in Kraft.

Die räumlichen Geltungsbereiche der Bauleitpläne sind dem 
mitveröffentlichten  Übersichtsplan zu entnehmen.

(siehe anliegender Übersichtsplan)

Jedermann kann die 90. Änderung des Flächennutzungs-
planes der Stadt Dülmen und die I. Änderung des Bebau-
ungsplanes Nr. 232 „Linnertstraße, Teil III“ mit den jeweiligen 
Begründungen und den zusammenfassenden Erklärungen 
über die Art und Weise, wie die Umweltbelange und die Er-
gebnisse der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung in 
den Bauleitplänen berücksichtigt wurden, und aus welchen 
Gründen die Pläne nach Abwägung mit den geprüften, in 
Betracht kommenden anderweitigen Planungsmöglichkeiten 
gewählt wurden, im Verwaltungsgebäude der Stadt Dülmen, 
Heinrich-Leggewie-Straße 13, 2. Obergeschoss, Fachbe-
reich Stadtentwicklung, während folgender Zeiten einsehen 
und über deren Inhalte Auskunft verlangen:

Montag – Freitag	 08.30 – 12.00 Uhr, außerdem
Montag 	 14.00 – 16.00 Uhr und
Donnerstag	 14.00 – 18.00 Uhr

Darüber hinaus sind die Bauleitpläne sowie die Begrün-
dungen auch online unter den Internet-Adressen 

h t t p s : / / w w w. o - s p . d e / d u e l m e n / p l a n / u e b e r s i c h t .
php?S=3&L1=8&pid=39140 

(Flächennutzungsplan) 

bzw.

h t t p s : / / w w w. o - s p . d e / d u e l m e n / p l a n / u e b e r s i c h t .
php?S=3&L1=8&pid=39070 

(Bebauungsplan)

abrufbar.

Hinweise:
1.	 Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB 

über die Geltendmachung etwaiger Entschädigungsan-
sprüche nach den §§ 39 bis 43 BauGB und des § 44 
Abs. 4 BauGB über das Erlöschen der Entschädigungs-
ansprüche bei nicht fristgemäßer Geltendmachung wird 
hingewiesen.

2.	 Eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB be-
achtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- 
und Formvorschriften und eine unter Berücksichtigung 
des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der 
Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans 
und des Flächennutzungsplans sowie nach § 214 Abs. 
3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungs-
vorgangs werden unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb 
eines Jahres seit Bekanntmachung des Flächennut-
zungsplanes oder der Satzung schriftlich gegenüber der 
Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung begrün-
denden Sachverhaltes geltend gemacht worden sind (§ 
215 Abs. 1 BauGB). Dies gilt entsprechend, wenn Fehler 
nach § 214 Abs. 2a BauGB beachtlich sind.

3.	 Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 
kann gem. § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung NRW in 
der z. Zt. gültigen Fassung gegen Satzungen, sonstige 
ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungsplä-
ne nach Ablauf eines Jahres nicht mehr geltend gemacht 
werden, es sei denn

a)	 eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt,

b)	 die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung 
oder der Flächen-nutzungsplan ist nicht ordnungsge-
mäß öffentlich bekannt gemacht worden,

c)	 der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher be-
anstandet oder

d)	 der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt.

Dülmen, den 30.06.2020

Stadt Dülmen
Die Bürgermeisterin
i.V.
gez. Noelke
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Anlage zu Nr. 88/20 - Stadt Dülmen
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89/20 - Stadt Dülmen

Öffentliche Bekanntmachung über die Widmung einer 
Stichstraße am Gemarkenweg

Gemäß § 6 Abs. 1 Straßen- und Wegegesetz des Landes 
Nordrhein-Westfalen (StrWG NRW) wird die folgende Stra-
ße mit Wirkung vom Tage nach der öffentlichen Bekanntma-
chung für den öffentlichen Straßenverkehr gewidmet.

Die in der Straßenbaulast der Stadt Dülmen stehende Stich-
straße am Gemarkenweg – im Bereich der Grundstücke Ge-
markenweg 42 / 44 - wird als Gemeindestraße eingestuft. 
Die von der Widmung betroffene Verkehrsfläche ist in dem 
beigefügten Übersichtsplan gekennzeichnet. 

Ein Plan, aus dem die genaue Lage der Straße ersichtlich 
ist, kann im Verwaltungsgebäude der Stadt Dülmen, Hein-
rich-Leggewie-Straße 13, Zimmer 26, während der Dienst-
stunden eingesehen werden.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diese Widmung kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntmachung Klage erhoben werden. Die Klage kann 
schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle beim Verwaltungsgericht Münster, Manfred-
von-Richthofen-Straße 8, 48145 Münster erhoben werden.
 
Die Klage kann auch durch Übertragung eines elektro-
nischen Dokuments an die elektronische Poststelle des 
Verwaltungsgerichts Münster erhoben werden. Das elek-
tronische Dokument muss für die Bearbeitung durch das 
Gericht geeignet sein. Es muss mit einer qualifizierten elek-
tronischen Signatur der verantwortenden Person versehen 

sein oder von der verantwortenden Person signiert und auf 
einem sicheren Übermittlungsweg nach § 55a Abs. 4 VwGO 
eingereicht werden. Die für die Übermittlung und Bearbei-
tung geeigneten technischen Rahmenbedingungen be-
stimmen sich nach näherer Maßgabe der Verordnung über 
die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen 
Rechtsverkehrs und über das besondere elektronische Be-
hördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung-
ERVV) vom 24. November 2017 (BGBl. I S. 3803). 

Falls die Frist durch das Verschulden eines Bevollmächtigten 
versäumt werden sollte, so würde dessen Verschulden dem 
Kläger zugerechnet werden. Die Klage muss den Kläger, 
den Beklagten und den Gegenstand des Klagebegehrens 
bezeichnen. Sie soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die 
zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sol-
len angegeben werden. Die angefochtene Verfügung soll in 
Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. Falls die Kla-
ge schriftlich oder zur Niederschrift erhoben wird, sollen der 
Klage nebst Anlagen so viele Abschriften beigefügt werden, 
dass alle Beteiligten eine Ausfertigung erhalten können. 

Hinweis: 
Weitere Informationen erhalten Sie auf der Internetseite 
www.justiz.de 

Dülmen, den 09.07.2020

Stadt Dülmen
DIE BÜRGERMEISTERIN
i.V.
gez. Mönter
Beigeordneter
Stadtbaurat
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90/20 - Stadt Dülmen

Öffentliche Bekanntmachung über die Widmung der 
Straße Am Wido

Gemäß § 6 Abs. 1 Straßen- und Wegegesetz des Landes 
Nordrhein-Westfalen (StrWG NRW) wird die folgende Stra-
ße mit Wirkung vom Tage nach der öffentlichen Bekanntma-
chung für den öffentlichen Straßenverkehr gewidmet.

Die in der Straßenbaulast der Stadt Dülmen stehende Stra-
ße Am Wido im Bereich des „Baugebietes Hof Schröer“ wird 
als Gemeindestraße eingestuft. Die von der Widmung be-
troffene Verkehrsfläche ist in dem beigefügten Übersichts-
plan gekennzeichnet. 

Ein Plan, aus dem die genaue Lage der Straße ersichtlich 
ist, kann im Verwaltungsgebäude der Stadt Dülmen, Hein-
rich-Leggewie-Straße 13, Zimmer 26, während der Dienst-
stunden eingesehen werden.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diese Widmung kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntmachung Klage erhoben werden. Die Klage kann 
schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle beim Verwaltungsgericht Münster, Manfred-
von-Richthofen-Straße 8, 48145 Münster erhoben werden.
 
Die Klage kann auch durch Übertragung eines elektro-
nischen Dokuments an die elektronische Poststelle des 
Verwaltungsgerichts Münster erhoben werden. Das elek-
tronische Dokument muss für die Bearbeitung durch das 
Gericht geeignet sein. Es muss mit einer qualifizierten elek-
tronischen Signatur der verantwortenden Person versehen 

sein oder von der verantwortenden Person signiert und auf 
einem sicheren Übermittlungsweg nach § 55a Abs. 4 VwGO 
eingereicht werden. Die für die Übermittlung und Bearbei-
tung geeigneten technischen Rahmenbedingungen be-
stimmen sich nach näherer Maßgabe der Verordnung über 
die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen 
Rechtsverkehrs und über das besondere elektronische Be-
hördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung-
ERVV) vom 24. November 2017 (BGBl. I S. 3803). 

Falls die Frist durch das Verschulden eines Bevollmächtigten 
versäumt werden sollte, so würde dessen Verschulden dem 
Kläger zugerechnet werden. Die Klage muss den Kläger, 
den Beklagten und den Gegenstand des Klagebegehrens 
bezeichnen. Sie soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die 
zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sol-
len angegeben werden. Die angefochtene Verfügung soll in 
Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. Falls die Kla-
ge schriftlich oder zur Niederschrift erhoben wird, sollen der 
Klage nebst Anlagen so viele Abschriften beigefügt werden, 
dass alle Beteiligten eine Ausfertigung erhalten können. 

Hinweis: 
Weitere Informationen erhalten Sie auf der Internetseite 
www.justiz.de 

Dülmen, den 09.07.2020

Stadt Dülmen
DIE BÜRGERMEISTERIN
i.V.
gez. Mönter
Beigeordneter
Stadtbaurat
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91/20 – Stadt Dülmen

Beteiligungsbericht 2018 der Stadt Dülmen

Die Stadt Dülmen hat gemäß § 52 GemHVO NRW a.F. in 
Verbindung mit § 117 Abs. 1 Gemeindeordnung NRW a.F. 
(GO NRW) den Beteiligungsbericht 2018 erstellt und dem 
Rat der Stadt Dülmen am 18.06.2020 zur Kenntnis gege-
ben. Im Beteiligungsbericht werden die wirtschaftlichen und 
nichtwirtschaftlichen Betätigungen der Stadt Dülmen erläu-
tert. Der Beteiligungsbericht liegt gemäß § 117 Abs. 2 GO 
NRW a.F. zur Einsichtnahme öffentlich aus und kann im 

Rathaus der Stadt Dülmen, Raum 82
Markt 1-3, 48249 Dülmen

während der Öffnungszeiten eingesehen werden. Der Betei-
ligungsbericht 2018 ist auch im Internet unter www.duelmen.
de/2208.html abrufbar.

Dülmen, den 01.07.2020

Stadt Dülmen
Die Bürgermeisterin
i.V.
gez. Noelke

92/20 – Sparkasse Westmünsterland

Aufgebote und Kraftloserklärungen von Sparurkunden 
der Sparkasse Westmünsterland	

Aufgebot

Der Gläubiger der bei der Sparkasse Westmünsterland mit 
der Nr. 309014843 geführten Spareinlage beantragt das 
Aufgebot der hierüber ausgestellten Sparurkunde. 

Die SPARKASSE WESTMÜNSTERLAND fordert den Inha-
ber der Urkunde auf, spätestens bis zum 02.10.2020 seine 
Rechte unter Vorlage der obigen Sparurkunde anzumelden.

Sollten bis zu diesem Termin keine Ansprüche geltend ge-
macht werden, wird die Urkunde für kraftlos erklärt.

Ahaus / Dülmen, den 02.07.2020

SPARKASSE WESTMÜNSTERLAND
gez. Der Vorstand

Aufgebot

Der Gläubiger der bei der Sparkasse Westmünsterland mit 
der Nr. 337363758 geführten Spareinlage beantragt das 
Aufgebot der hierüber ausgestellten Sparurkunde. 

Die SPARKASSE WESTMÜNSTERLAND fordert den Inha-
ber der Urkunde auf, spätestens bis zum 02.10.2020 seine 
Rechte unter Vorlage der obigen Sparurkunde anzumelden.

Sollten bis zu diesem Termin keine Ansprüche geltend ge-
macht werden, wird die Urkunde für kraftlos erklärt.

Ahaus / Dülmen, den 02.07.2020

SPARKASSE WESTMÜNSTERLAND
gez. Der Vorstand

Aufgebot

Der Gläubiger der bei der Sparkasse Westmünsterland mit 
der Nr. 337363766 geführten Spareinlage beantragt das 
Aufgebot der hierüber ausgestellten Sparurkunde. 

Die SPARKASSE WESTMÜNSTERLAND fordert den Inha-
ber der Urkunde auf, spätestens bis zum 02.10.2020 seine 
Rechte unter Vorlage der obigen Sparurkunde anzumelden.

Sollten bis zu diesem Termin keine Ansprüche geltend ge-
macht werden, wird die Urkunde für kraftlos erklärt.

Ahaus / Dülmen, den 02.07.2020

SPARKASSE WESTMÜNSTERLAND
gez. Der Vorstand

Aufgebot

Der Gläubiger der bei der Sparkasse Westmünsterland mit 
der Nr. 337363774 geführten Spareinlage beantragt das 
Aufgebot der hierüber ausgestellten Sparurkunde. 

Die SPARKASSE WESTMÜNSTERLAND fordert den Inha-
ber der Urkunde auf, spätestens bis zum 02.10.2020
seine Rechte unter Vorlage der obigen Sparurkunde anzu-
melden.

Sollten bis zu diesem Termin keine Ansprüche geltend ge-
macht werden, wird die Urkunde für kraftlos erklärt.

Ahaus / Dülmen, den 02.07.2020

SPARKASSE WESTMÜNSTERLAND
gez. Der Vorstand

Aufgebot

Der Gläubiger der bei der Sparkasse Westmünsterland mit 
der Nr. 351208921* geführten Spareinlage beantragt das 
Aufgebot der hierüber ausgestellten Sparurkunde. 
*(Ggf. ausgestellt unter der Nummer 307024299, BLZ 428 
513 10)

Die SPARKASSE WESTMÜNSTERLAND fordert den Inha-
ber der Urkunde auf, spätestens bis zum 06.10.2020 seine 
Rechte unter Vorlage der obigen Sparurkunde anzumelden.

Sollten bis zu diesem Termin keine Ansprüche geltend ge-
macht werden, wird die Urkunde für kraftlos erklärt.

Ahaus / Dülmen, den 06.07.2020

SPARKASSE WESTMÜNSTERLAND
gez. Der Vorstand
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Aufgebot

Der Gläubiger der bei der Sparkasse Westmünsterland mit 
der Nr. 351214945* geführten Spareinlage beantragt das 
Aufgebot der hierüber ausgestellten Sparurkunde. 
*(Ggf. ausgestellt unter der Nummer 307045237, BLZ 428 
513 10)

Die SPARKASSE WESTMÜNSTERLAND fordert den Inha-
ber der Urkunde auf, spätestens bis zum 06.10.2020 seine 
Rechte unter Vorlage der obigen Sparurkunde anzumelden.

Sollten bis zu diesem Termin keine Ansprüche geltend ge-
macht werden, wird die Urkunde für kraftlos erklärt.

Ahaus / Dülmen, den 06.07.2020

SPARKASSE WESTMÜNSTERLAND
gez. Der Vorstand

 			 
Kraftloserklärung

Die SPARKASSE WESTMÜNSTERLAND erklärt die Spa-
rurkunde mit der Nummer 337574040 hiermit für kraftlos.
	

Ahaus / Dülmen, den 30.06.2020

SPARKASSE WESTMÜNSTERLAND
gez. Der Vorstand

		


